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A. Einleitung

„Article 50 has been triggered“, hieß es am 29. März bei der BBC.1 Aber so bedauernswert

der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU ist, nicht wenige Europarechtler gehen

davon aus, dass der Brexit auch eine Chance für die Fortentwicklung der EU darstellt, beson-

ders  für  die  immer  noch  im  Krisenmodus  operierende  Wirtschafts-  und  Währungsunion

(WWU).2 Vorschläge zur grundlegenden Reformierung der WWU existieren zahlreiche, so-

wohl von Institutionen der EU selbst,3 als auch von Wissenschaftlern4. Fragen nach der demo-

kratischen  Legitimation  dieses  Politikbereichs,  v.a.  der  Legitimationsvermittlung  durch

Parlamente, behandeln diese Schriften aber nur als einen Aspekt unter vielen. Die vorliegende

Arbeit konzentriert sich demgegenüber auf den Stand der parlamentarischen Legitimation der

WWU und deren Perspektiven.

Ausgangspunkt ist hierbei die These, dass die WWU in ihrer gegenwärtigen Ausgestaltung

auf zweierlei Ebenen an einem Defizit an parlamentarischer Legitimation leidet: Schon auf

den ersten Blick zeigt sich, dass die Politik der WWU maßgeblich von den europäischen und

mitgliedstaatlichen Exekutiven gestaltet wird, die entsprechenden Parlamente dagegen weit-

gehend marginalisiert sind (C.I.).5 Aufgrund supranationalisierter Währungspolitik bei fehlen-

der Vergemeinschaftung der Wirtschaftspolitik können in diesem Bereich zudem weder das

Europäische Parlament  (EP),  noch die mitgliedstaatlichen Parlamente isoliert  hinreichende

parlamentarische Legitimation vermitteln, das Defizit an parlamentarischer Legitimation der

WWU ist also bereits auf struktureller Ebene angelegt (C.II.).6

Ausgehend von diesem Befund können nur solche Lösungsansätze die parlamentarische Legi-

timation der WWU nachhaltig verbessern, die beide Ebenen berücksichtigen: Die – notwendi-

ge – stärkere Parlamentsbeteiligung muss durch ein Parlament wahrgenommen werden, das

tatsächlich in der Lage ist, die in der WWU bestehenden Verflechtungen der verschiedenen

Kompetenzbereiche angemessen zu berücksichtigen – etwas, zu dem nach hier vertretener

Ansicht nur eine wie auch immer geartete Form der interparlamentarischen Kooperation in

der Lage ist (D.I.).7 Die Alternative bestünde im Transfer wirtschaftspolitischer Kompetenzen

1 BBC News, http://www.bbc.com/news/uk-politics-39431428, zuletzt abgerufen am 09.04.17.
2 Fabbrini/auf dem Brinke/Gnath, flashlight europe 03/2017, S. 3; ähnlich Enderlein/Letta/u.a., Repair and 

Prepare, S. 44.
3 Kommission, Fünf-Präsidenten-Bericht, 06/2015.
4 Vgl. statt vieler Enderlein/Letta/u.a., Repair and Prepare.
5 Vgl. Rodi, JZ 2015, 737, 740ff.; ähnlich Hofmann/Wessels, ZfP 2013, 220, 239f.
6 Ähnlich Tuori/Tuori, Eurozone Crisis, S. 207ff.; Neyer, Justification, S. 4.
7 Ähnlich Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.1; Hennette-Vauchez/Piketty/Sacriste/Vauchez, Verf-
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auf die EU, wodurch das EP befähigt würde, eine hinreichende parlamentarische Legitimation

zu vermitteln.8

B. Parlamentarische Legitimation in der EU

Die Probleme bzgl. der parlamentarischen Legitimation der WWU sind vor dem Hintergrund

der allgemeinen Bedeutung der Parlamente in der EU zu betrachten.

I. Parlamente und Demokratie in der EU

Gem. Art. 10, 12 EUV sind sowohl EP als auch die mitgliedstaatlichen Parlamente an der Ge-

staltung der Politik der EU beteiligt.9 Art. 10 I, II EUV verknüpft diese Beteiligung mit dem

Demokratieprinzip: Die repräsentative Demokratie verwirklicht sich primär durch Beteiligung

der von den Bürgern gewählten Parlamente.10 Gem. dem Konzept der dualen demokratischen

Legitimation (Art. 10 II EUV) sind hierbei zwei Legitimationsstränge zu unterscheiden: Mit

dem  EP  wählen  sämtliche  Unionsbürger  ein  supranationales  Repräsentationsorgan,  Art.

10 II UAbs.1 EUV.11 Die Vertreter im (Europäischen) Rat sind dagegen durch ihre Rückbin-

dung an die mitgliedstaatlichen Parlamente legitimiert, Art. 10 II UAbs. 2 EUV.12 Durch die

zentrale Stellung der Parlamente ist das Maß an parlamentarischer Legitimation unmittelbar

mit dem Grad an demokratischer Legitimation verknüpft.13 Die Ausgestaltung der Einbindung

nationaler Parlamente obliegt aber im Wesentlichen den Mitgliedstaaten selbst, hier gibt es

z.T. erhebliche Unterschiede.14 Das EP wiederum  ist gem. dem Prinzip der begrenzten Einze-

lermächtigung (Art. 5 II EUV) nur an vergemeinschafteten Politikbereichen beteiligt,  kann

also auch nur dort parlamentarische Legitimation vermitteln.15 Die Legitimation folgt hier der

„Gemeinschaftsmethode“16, die durch unmittelbare Einbindung des EP‘s und einer durch den

Blog, 26/03/17.
8 Vgl. Kommission, Blueprint, 11/2012; dem folgend Pernice, WHI-Paper 06/2015, S. 20.
9 Maurer, Parlamente in der EU, S. 23; vgl. auch Calliess, Die neue EU, S. 167.
10 von Bogdandy in: ders./Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 13, 65; Calliess, Die neue EU, S. 167; allgem. 

auch Abels, ZPol 2016, 165, 166.
11 Ruffert in: Calliess/Ruffert, Art.10 EUV, Rn.6.
12 Ebd., Rn. 7; die Frage der demokratischen Legitimation trotz Wahlrechtsungleichheit wird hier nicht näher 

behandelt, vgl. hierzu BVerfGE 123, 267, 372ff.
13 Oeter in: von Bogdandy/Bast, Europäisches Verfassungsrecht, 73, 92; Calliess, Die neue EU, S. 167; Ähnlich

Maurer, Parlamente in der EU, S.27f.; vgl. bzgl. der Beteiligung des Bundestags auch BVerfGE 123, 267, 
356.

14 Vgl. Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S. 5.
15 Kluth in: Schulze/Zuleeg/Kadelbach, § 5, Rn. 15; Ruffert, in: FS Müller-Graff, 710, 716.
16 Vgl. zu diesem Begriff Calliess, NVwZ 2012, 1, 2.
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Rat  vermittelten  Beteiligung  der  nationalen  Parlamente  geprägt  ist.17 In  diesem  Modell

kompensiert die verstärkte Einbindung der Parlamente einer Ebene deren schwache Beteili-

gung auf der anderen Ebene.18 

Bei intergouvernementalem Handeln der Mitgliedstaaten in von der EU lediglich zu koordi-

nierenden Politikbereichen ist  das EP dagegen nicht  beteiligt,  die  Legitimationslast  tragen

ausschließlich die nationalen Parlamente („Unionsmethode“).19 Letztere aber können nur das

Handeln ihrer jeweiligen Regierungen legitimieren, nicht jedoch supranationale Legitimation

vermitteln.20 Bei intergouvernementalem Handeln, welches supranationalisierte Bereiche be-

trifft, kann daher die parlamentarische Legitimation mangels Beteiligung des EP auch bei Be-

teiligung aller nationalen Parlamente ungenügend sein.21

II. Formen parlamentarischer Legitimation

Die dargestellte Rolle der Parlamente entspricht einem input-orientiertem Legitimationsmo-

dell, d.h. sämtliche Herrschaftsgewalt leitet sich von in Wahlen zum Ausdruck kommenden

und durch Parlamente vermittelten Willen der Bürger ab.22 Beim output-orientierten Ansatz

dagegen kommt es darauf an, dass das politische System dem Gemeinwohl dienende Leistun-

gen erbringt, unabhängig von einer Parlamentsbeteiligung.23 Wenn es, wie in der Wirtschafts-

politik, um Fragen der Umverteilung geht, kommt eine rein output-orientierte Legitimation

aber mangels objektiven Gemeinwohls i.d.R. nicht in Betracht.24 

Parlamente  können  auf  verschiedene  Arten  Legitimation  vermitteln,  v.a.  durch  Wahl  und

Kontrolle von Amtsträgern sowie inhaltlicher Steuerung der Politik durch Rechtssetzung und

Rechtsaufsicht.25 Hierfür muss das Parlament aber in der Lage sein, diese Funktionen – also

Kontrolle, Rechtssetzung u.s.w. - tatsächlich zu erfüllen.26 Stehen ihm keine hinreichenden

Befugnisse, sondern etwa nur unverbindliche Informationsrechte zu, ist der Grad an parla-

mentarischer Legitimation entsprechend geringer.27

17 Calliess, Die neue EU, S.167f.
18 Ebd.; s. auch Wendel in: Franzius/Mayer/Neyer, Modelle des Parlamentarismus, 229, 239.
19 Calliess, NVwZ 2012, 1, 2; Franzius, EuR 2013, 655, 659f.
20 Steiger, ZRP 2012, 13, 14; ähnlich Franzius, EuR 2013, 655, 660.
21 Vgl. zu ähnlichen Überlegungen Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S. 8; in diese Richtung, bezogen

auf die (die Parlamente wählenden) Bürger auch Habermas, Zur Verfassung Europas, S. 68f., 76.
22 Peters, Theorie der Verfassung Europas, S. 648f.
23 Ebd.
24 Rodi, JZ 2015, 737, 742; Habermas, Zur Verfassung Europas, S. 79.
25 Schliesky in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, § 5, Rn. 21f.
26 Mayer, Europafunktion der nationalen Parlamente, S. 28f.
27 Ähnlich Kluth in: Schulze/Zuleeg/Kadelbach, § 5, Rn. 14; Höreth, Legitimationstrilemma, S. 192.
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C. Stand der parlamentarischen Legitimation der Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion

Die bereits vor Beginn der Finanzkrise28 bestehenden Abweichungen des institutionellen Ge-

füges der WWU vom „Normalfall“ (s. B.) haben sich durch die Krise verschärft.29 Durch Ver-

lagerung maßgeblicher Entscheidungsbefugnisse auf die Exekutive kam es zu einer (weiteren)

„Ent-Parlamentarisierung“30 (I.).31 Daneben wirkt sich die asymmetrische Struktur der WWU

negativ auf ihre parlamentarische Legitimation aus (II.).

I.  Ent-Parlamentarisierung  der  Wirtschafts-  und  Währungsunion  durch  die

Finanzkrise

1. Die Wirtschafts- und Währungsunion

Gem. Art. 3 IV EUV errichtet die EU eine Wirtschafts- und Währungsunion. Hierbei umfasst

die Währungspolitik v.a. die Preisstabilität, während die Stabilität des Euro-Gebiets als Gan-

zem zur Wirtschaftspolitik zählt.32  Zur Wirtschaftspolitik gehört insbesondere auch die Fis-

kalpolitik.33 Auch die globale Wirtschaftssteuerung ist umfasst, nicht aber spezielle Bereiche

wie die Wettbewerbs- (Art. 101ff. AEUV) oder Sozialpolitik (Art. 153ff. AEUV).34 

Während  die  Währungspolitik  der  Euro-Staaten  vergemeinschaftet  ist  (vgl.  Art.  3  I  lit.  c

AEUV), liegt die Zuständigkeit für Wirtschaftspolitik primär bei den Mitgliedstaaten.35 Die

EU wird lediglich koordinierend tätig (vgl. Art. 5 I 2 AEUV), ihre Einwirkungsmöglichkeiten

beschränken sich v.a. auf Empfehlungen (Art. 121 AEUV) und – jedenfalls gegenüber den

Euro-Staaten – Sanktionen (Art. 126 IX-XI, 139 II lit. b AEUV).36 

Diese Asymmetrie wird weithin als (eine) Ursache der Finanzkrise angesehen, da die Mit-

gliedstaaten keine Möglichkeit hatten, mit währungspolitischen Maßnahmen auf die Krise zu

reagieren,  während die  EU eine widersprüchliche Wirtschaftspolitik  ihrer  Mitglieder  nicht

verhindern konnte.37 Neben der Vermeidung des wirtschaftlichen Kollaps einzelner Staaten

28 Zu den verschiedenen Dimensionen der Krise vgl. Grimm, Reform der WWU, S.49ff., der  Einfachheit halber
wird hier der Begriff „Finanzkrise“ verwendet.

29 Kielmansegg, Wohin des Weges, Europa?, S. 97ff.
30 Vgl. zu dem Begriff Maurer, Parlamente in der EU, S.17.
31 Ruffert in: Calliess/Ruffert, Art. 9, EUV Rn. 9b; Kadelbach, EuR 2013, 489, 495.
32 EuGH, Rs. C-370/12, ECLI:EU:C:2012:756, Rn. 56 – Pringle.
33 Siekmann in: Siekmann, Art. 119, Rn. 75.
34 Schulze-Steinen, Rechtsfragen zur WWU, 47f.
35 Bandilla in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Art. 119 AEUV, Rn. 33.
36 Ebd.; vgl. auch Calliess in: Calliess/Ruffert, Art. 5 AEUV, Rn. 7.
37 Vgl. Calliess/Schoenfleisch, JZ 2012, 477; Horn, NJW 2011, 1398, 1399.
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zielen die Reformbemühungen auch auf die Reparatur dieser „Geburtsfehlers“38 der WWU ab.

2. Parlamentarische Beteiligung im geltenden EU-Recht

Wegen der asymmetrischen Struktur der WWU muss bzgl. der parlamentarischen Beteiligung

zwischen (a) Wirtschafts- und (b) Währungspolitik unterschieden werden.

a) Wirtschaftspolitik

aa) Ausgestaltung der wirtschaftlichen Koordinierung

Die in Art. 121, 126 AEUV angelegte Koordinierung der Wirtschafts- und Fiskalpolitik der

Mitgliedstaaten wird durch zahlreiche Sekundärrechtsakte konkretisiert. Zu nennen sind v.a.

das sog. Sixpack39, durch welches der Stabilitäts- und Wachstumspakt40 von 1997 geändert

und verschärft wurde.41 Für die Euro-Staaten erfolgte durch das Twopack42 2013 eine nochma-

lige Verschärfung.43 Primäres Ziel der genannten Rechtsakte ist es, durch Kombination prä-

ventiver und repressiver Instrumente ein übermäßiges Haushaltsdefizit der Mitgliedstaaten –

und dessen negative Auswirkungen auf die WWU – zu verhindern.44 Die Haushaltsüberwa-

chung erfolgt im Rahmen des Europäischen Semesters, eines durch das Sixpack eingeführten

kalendarischen Zeitplans für die Meldung mitgliedstaatlicher Haushaltsentwürfe an die EU,

deren Überprüfung durch die Kommission sowie der Abgabe länderspezifischer Empfehlun-

gen  durch  den  (Europäischen)  Rat.45 Da  die  Fiskalpolitik  aber  zur  mitgliedstaatlichen

Kompetenz gehört, erfolgt keine „Genehmigung“ der Haushaltsentwürfe durch die EU, die

Staaten entscheiden selbst über die Umsetzung der Empfehlungen.46

bb) Parlamentarische Legitimation der wirtschaftlichen Koordinierung

Sämtliche genannten Rechtsakte sind gem. der Gemeinschaftsmethode erlassen worden.47 Ihre

parlamentarische Legitimation folgt also dem in Art. 10 II EUV vorgesehenen Modell (s. B.)

und ermöglichte es dem EP, Einfluss auf den Inhalt der Rechtsakte zu nehmen.48 Anders als

38 Horn, NJW 2011, 1398, 1399.
39 VO (EU) Nr. 1173/2011 - Nr. 1177/2011, ABl. 2011/L 306/1-33; RL 2011/85/EU, ABl. 2011/L 306/41.
40 Entschl. d. Europäischen Rates v. 17.6.1997, ABl. 1997 C 236/1 sowie VO (EG) 1466/97, ABl. 1997/L 209/1 

und VO (EG) 1467/97, ABl. 1997/L 209/6; geändert 2005 durch VO (EG) 1055/2005 und 1056/2005, ABl. 
2005/L 174/1, 5.

41 Hierzu näher Gaitanides in: Siekmann, Art. 126 AEUV, Rn. 34ff.
42 VO (EU) 472/2013 und 473/2013, ABl. 2013 L 140/1, 11.
43 Vgl. hierzu Streinz, Europarecht, Rn. 1132; Fasone,  ELJ 2014, 164, 166.
44 Streinz, Europarecht, Rn. 1126ff.; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, § 18, Rn. 21ff.
45 Gaitanides in: Siekmann, Art. 126 AEUV, Rn.47f.; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, § 18, Rn. 

24.
46 Hamer in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 126 AEUV, Rn. 5; Fasone, ELJ 2014, 164, 168.
47 Kadelbach, EuR 2013, 489, 493; Antpöhler, ZaöRV 2012, 353, 362.
48 Fasone, ELJ 2014, 164, 171; ähnlich Ruffert, CMLRev 2011, 1777, 1795.
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gem. Art. 121 VI AEUV ist das EP an Rechtsakten gem. Art. 126 XIV AEUV aber nur durch

(unverbindliche) Anhörung beteiligt.

Berücksichtigt  man die  Durchführung der Haushaltsüberwachung,  ist  die  parlamentarische

Legitimation insgesamt fraglich: Zentrale Akteure sind Europäischer Rat und Rat, also die

(mitgliedstaatliche)  Exekutive.49 Das  weitgehend marginalisierte  EP ist  lediglich durch In-

formationsrechte  und  im  Rahmen  des  wirtschaftlichen  Dialogs  (Art. 2 ab VO  (EU)

1175/2011) an der Erörterung einzelner Aspekte der Haushaltsüberwachung beteiligt.50 Zwar

wurden die Rechte des EP‘s durch das Twopack in Teilaspekten gestärkt.51 Da sich auch diese

Rechte in unverbindlichen Konsultationen erschöpfen, erfolgt aber nach wie vor keine echte

Legitimation.52 Die Kommission dagegen ist maßgeblich an der Anwendung von Six- und

Twopack beteiligt.53 Zwar  kann das  EP durch  seine  Aufsichtsbefugnisse  gegenüber  dieser

(vgl. Art. 17 VIII EUV) hier mittelbar Einfluss nehmen.54 Diese mittelbare Legitimation ist

aber dadurch beschränkt, dass über an die Mitgliedstaaten zu richtende Empfehlungen der Rat

entscheidet, die Kommission dagegen diese nur unverbindlich vorschlägt.55 Gleiches gilt bzgl.

der Verhängung von Sanktionen gegen einen von den Empfehlungen abweichenden Euro-

Staat.56 

Eine parlamentarische Legitimation kann also nur durch die nationalen Parlamente erfolgen.57

Wie das EP werden auch nationale Parlamente durch den wirtschaftlichen Dialog – unver-

bindlich – in das Europäische Semester eingebunden.58 Hierdurch erhalten sie Informationen

„aus erster Hand“, sodass der die sonstige Europapolitik prägende, aus der Mediatisierung59

der nationalen Parlamente durch ihre jeweiligen Regierungen im (Europäischen) Rat folgende

Informationsvorsprung der Exekutive reduziert wird.60 Die sonstige Gestaltung des Verfahrens

lässt  eine hinreichende Legitimation aber  zweifelhaft  erscheinen.  Der Rat kann haushalts-

politische Empfehlungen der Kommission mit qualifizierter Mehrheit ablehnen.61 Findet sich

keine qualifizierte Mehrheit, gelten die Empfehlungen – auch solche bzgl. Sanktionen – als

49 Kadelbach, EuR 2013, 489, 493; Hatje in: FS Schwarze, 594, 611f.
50 Hatje in: FS Schwarze, 594, 614; Ruffert, CMLRev 2011, 1777, 1801.
51 Weber in: Blanke/Pilz, Fiskalunion, 3, 8.
52 Hatje in: FS Schwarze, 594, 615.
53 Antpöhler, ZaöRV 2012, 353, 365f.; Franzius, EuR 2015, 655, 660f.
54 Hatje in: FS Schwarze, 594, 614f.
55 Vgl. Art. 6f. VO (EU) 1176/2011, Art. 121 II, IV AEUV.
56 Detailliert hierzu Antpöhler, ZaöRV 2012, 353, 365.
57 Calliess, NVwZ 2012, 1.
58 Cremer, EuR 2016, 256, 268.
59 Zu diesem Begriff Dann, Exekutivföderalismus, S.211.
60 Vgl. Jancic, ELJ 2016, 225, 245f.; allgem. auch Dann, Exekutivföderalismus, S. 212f.
61 Art. 3 III VO (EU) 1174/2011; Art. 6 I, 7 II VO (EU) 1176/2011 i.V.m. Art. 121 II, IV AEUV, 16 III EUV.
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angenommen.62 Allein die Gegenstimme eines Mitgliedstaats genügt also nicht, ihn selbst be-

treffende Empfehlungen zu verhindern. In diesem Fall hat folglich auch das mitgliedstaatliche

Parlament keinerlei Möglichkeit,  auf diese Entscheidungen über die nationale Fiskalpolitik

Einfluss zu nehmen.63 Aufgrund ihrer Unverbindlichkeit (vgl. Art. 288 V AEUV) wäre dies

bzgl. der Empfehlungen zwar hinnehmbar. Wegen ihrer – allerdings nur gegenüber Euro-Staa-

ten bestehenden – Sanktionsbewehrung entsteht aber ein hoher Befolgungsdruck.64 Hierdurch

wird die Haushaltsautonomie der nationalen Parlamente beschränkt, ohne dass diese maßgeb-

lich Einfluss hierauf nehmen könnten.65 Aus verfassungsrechtlicher Sicht ließe sich daran den-

ken,  ob  diese  Beschränkung  nicht  die  vom  BVerfG66 zur  Verfassungsidentität  gezählte

Budgetverantwortung67 des Bundestags verletzt.68 Da sich die Einschränkung der Haushalts-

autonomie durch die wirtschaftliche Koordinierung aber in der Verpflichtung zu einer stabili-

tätsorientierten Fiskalpolitik erschöpft, ist diese mit dem GG noch vereinbar.69 

Dennoch können weder EP noch mitgliedstaatliche Parlamente im Bereich der Wirtschafts-

politik hinreichende parlamentarische Legitimation vermitteln, was gerade in Anbetracht der

Beschränkung der mitgliedstaatlichen Haushaltsautonomie problematisch ist.

b) Währungspolitik

Da die Währungspolitik supranationalisiert ist, richtet sich ihre parlamentarische Legitimation

grundsätzlich nach dem in Art. 10 II EUV angelegten Modell. Zwei Bereiche bringen aber be-

sondere Probleme mit sich: Die Rolle der Europäischen Zentralbank (aa) und die speziellen

Institutionen der Euro-Zone (bb).

aa) Die Europäische Zentralbank

Die EZB ist unabhängig, Art. 130 AEUV. Dies soll es ihr ermöglichen, ihr primäres Ziel, die

Wahrung der Preisstabilität,  unbeeinflusst  von politischen Begehrlichkeiten zu verfolgen.70

Aus der Unabhängigkeit  folgt aber das Fehlen jeglicher parlamentarischen Rückbindung.71

Die Berichtspflicht gegenüber dem EP (Art. 284 III AEUV) reicht wegen der geringen Trans-

62 Zur Frage der Primärrechtskonformität dieses Verfahrens Bast/Rödl, EuGRZ 2012, 269, 275ff.
63 Vgl. zu ähnlichen Problemen bzgl. Mehrheitsentscheidungen im Europäischen Rat Franzius, EuR 2013, 655, 

657f.
64 Hatje in: FS Schwarze, 594, 610.
65 Blanke/Pilz, EuR 2014, 541, 559f.
66 BVerfGE 123, 267, 359; 135, 317, 399ff.
67 Näher hierzu C.I.3.b)bb)(1).
68 Vgl. Ruffert, EuR 2011, 842, 853f.
69 BVerfGE 131, 195, 245f.; vgl. auch Ruffert, ZG 2013, 1, 15.
70 EuGH, Rs. C-62/14, ECLI:EU:C:2015:400, Rn.40 – Gauweiler.
71 Ähnlich Leino/Salminen, GLJ 2013, 844, 848.
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parenz der Politik der EZB und dem Vorrang der Unabhängigkeit für eine Legitimationsver-

mittlung nicht aus.72 Auch kann das EP keinerlei Maßnahmen gegenüber der EZB ergreifen.73

Gerechtfertigt  wird  dieses  Fehlen  an  Input-Legitimation  mit  dem  nur  durch  die  Unab-

hängigkeit zu erreichenden, gemeinwohlorientierten Ziel der Preisstabilität, also einer auch

ohne Parlamentsbeteiligung bestehenden Output-Legitimation.74 Zudem sind  die  Aufgaben

der EZB durch das Primärrecht genau definiert, sodass die Aufgabenerfüllung noch durch die

Zustimmung der nationalen Parlamente zu diesen Verträgen legitimiert ist.75

Bzgl. bestimmter Aktivitäten der EZB im Zuge der Finanzkrise, v.a. die Ankündigung des un-

begrenzten Ankaufs von Staatsanleihen (OMT-Programm) sowie der Aufsicht über Großban-

ken,  ist  diese  parlamentarische  Rückbindung allerdings  fraglich.  Zwar  hat  der  EuGH das

OMT-Programm  als  währungspolitische  Maßnahme,  also  als  noch  von  den  der  EZB  im

AEUV übertragenen Kompetenzen umfasst eingestuft.76 Das BVerfG hat hieran aber nach wie

vor Zweifel,77 und auch der EuGH gibt zu, dass zwischen Währungs- und Wirtschaftspolitik

Überschneidungen bestehen.78 Durch eine solch extensive Auslegung der Kompetenzen der

EZB wird die durch die Zustimmung zum Primärrecht vermittelte parlamentarische Legitima-

tion aber deutlich geschwächt.79 Eine Rechtfertigung dieses Defizits gem. dem Modell der

output-orientierten  Legitimation  kommt  wegen  der  wirtschaftspolitischen  Folgen,  die  das

OMT-Programm jedenfalls sekundär bezweckt, nicht in Betracht.80

Die Aufsicht über „systemrelevante“ Banken wurde der EZB durch Verordnung81 auf Grund-

lage des Art. 127 VI AEUV übertragen.82 Damit erstreckt sich die  Unabhängigkeit der EZB

nun auch auf diese ordnungspolitisch geprägte Aufgabe.83 Wie bei Tätigkeiten mit redistributi-

ven Folgen kann die fehlende Beteiligung von Parlamenten aber bei ordnungspolitischen Auf-

gaben  nicht  durch  eine  output-orientierte  Legitimation  gerechtfertigt  werden.84 Aufgrund

sekundärrechtlich  ausgestalteter,  über  Art.  284  III  AEUV hinausgehender  Rechenschafts-

pflichten der EZB gegenüber EP und mitgliedstaatlichen Parlamenten erfolgt jedoch zumin-

72 Siekmann in: Siekmann, Art. 130 Rn. 74f.; Leino/Salminen, GLJ 2013, 844, 849.
73 Ohler, Bankenaufsicht, § 2, Rn. 48.
74 Höreth, Legitimationstrilemma, S. 231.
75 Höreth, Legitimationstrilemma, S. 93, 228f.
76 EuGH, Rs. C-62/14, ECLI:EU:C:2015:400, Rn. 56 – Gauweiler.
77 BVerfG, Urt. v. 21.6.2016, 2 BvR 2728/13, Rn. 183ff.
78 EuGH, Rs. C-62/14, ECLI:EU:C:2015:400, Rn. 58f. – Gauweiler 
79 Ähnlich BVerfG, Urt. v. 21.6.2016, 2 BvR 2728/13, Rn. 183ff.; sowie Tuori/Tuori, Eurozone Crisis, S. 227ff.
80 Rodi, JZ 2015, 737, 742; s. auch Teil B.
81 VO (EU) 1024/2013, ABl. 2013 L 287/63.
82 Streinz, Europarecht, Rn. 1147; zur Frage, ob Art. 127 VI AEUV hierfür eine hinreichende Kompetenzgrund-

lage ist vgl. Kämmerer, NVwZ 2013, 830, 832ff.
83 Ohler, Bankenaufsicht, § 5 Rn. 84ff.; Herdegen, WM 2012, 1889, 1894.
84 Ebd.
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dest ein gewisses Maß an parlamentarischer Legitimation.85

bb) Euro-Gruppe und Euro-Gipfel

Im Verlauf der Finanzkrise hat sich die Bedeutung exekutivisch geprägter Institutionen der

Euro-Zone deutlich verstärkt.86 Die Euro-Gruppe, ein informelles, aber in Art. 137 AEUV pri-

märrechtlich verankertes Gremium, besteht aus den sachlich zuständigen Ministern der Euro-

Staaten  und  dient  der  Abstimmung  ihrer  Wirtschaftspolitik.87 Diese  Entscheidungen  sind

rechtlich zwar unverbindlich, faktisch ist ein Abweichen der EU-Organe bei der Koordinie-

rung der Wirtschaftspolitik wegen der Konsens-Entscheidungen der Euro-Gruppe und ihrer

teilweisen Personenidentität  mit dem ECOFIN-Rat, dem maßgeblichen Entscheidungsgremi-

um im Rahmen dieser Koordinierung, jedoch unwahrscheinlich.88 Es droht daher eine Umge-

hung  der  –  ohnehin  beschränkten  –  Beteiligungsrechte  der  Parlamente.89 Aufgrund  der

Vertraulichkeit der Beratungen der Euro-Gruppe ist eine parlamentarische Legitimation mit-

tels der Kontrolle der Regierungsvertreter durch die jeweiligen nationalen Parlamente eben-

falls nur eingeschränkt möglich.90 Die Euro-Gruppe ist damit ein weiterer Ausdruck der im

Zuge der Krise zunehmenden Bedeutung exekutiver Strukturen und steht am Ende einer „sich

verflüchtigenden demokratischen Legitimationskette“.91 

So wie die Euro-Gruppe ein auf die Euro-Staaten beschränktes Spiegelbild des ECOFIN-Rats

ist, spiegelt sich der Europäische Rat im Euro-Gipfel, einer zunächst informellen, durch den

Fiskalpakt  (VSKS)92 formalisierten  Zusammenkunft  der  Staats-  und  Regierungschefs  der

Euro-Zone.93 Zwar  kann  der  Euro-Gipfel  keine  rechtsverbindlichen  Beschlüsse  fassen.94

De facto erfolgt aber eine Vorentscheidungen der Politik der WWU, wobei die parlamentari-

sche Legitimation durch Nichtbeteiligung des EP und der wegen der Vertraulichkeit der Sit-

zungen  (vgl.  Art.  4  Nr.  8  Geschäftsordnung95)  nur  bedingt  möglichen  Kontrolle  durch

nationale Parlamente sehr gering ist.96

85 Selmayr in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 127 AEUV, Rn. 59.
86 Vgl. Selmayr in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 137 AEUV, Rn. 8ff.
87 Khan/Richter in: Geiger/Khan/Kotzur, Art. 137 AEUV, Rn. 1.
88 Palm in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, EL 48, Art. 137 AEUV, Rn. 1f.
89 Selmayr in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 137 AEUV, Rn. 33.
90 Ebd.; zur Vertraulichkeit der Beratungen vgl. Selmayr in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 137 AEUV, 

Rn. 24.
91 Palm in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, EL 48, Art. 137 AEUV, Rn. 9.
92 BGBl. II 2012 S. 1006; näher hierzu C.I.2.
93 Calliess in: Calliess/Ruffert, Art. 15 EUV, Rn. 10.
94 Ebd.
95 Generalsekretariat d. Rates, GeschO Euro-Gipfel, 03/2013.
96 Ähnlich Oppermann, NJW 2013, 6, 7.
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c) Zwischenfazit

Die wirtschaftspolitischen Kompetenzen liegen im Wesentlichen bei den Mitgliedstaaten, so-

dass deren Parlamente den Hauptteil der Legitimationslast tragen.97 Durch ihre lediglich in

Form von Dialogverfahren erfolgende Einbindung in die wirtschaftspolitische Koordinierung

und die faktischen Vorentscheidungen durch Euro-Gruppe und Euro-Gipfel können sie diese

Aufgabe aber nur sehr eingeschränkt erfüllen, die parlamentarische Legitimation ist mangel-

haft.98 Soweit die wirtschaftspolitischen Befugnisse der EU erweitert wurden, ging dies nicht

mit einer entsprechend verstärkten Beteiligung des EP einher, sodass auch insoweit keine hin-

reichende parlamentarische Legitimation erfolgt.99

3. Parlamentarische Legitimation im „Binnenunionsvölkerrecht“

Da weder die EU noch ihre Mitglieder allein in der Lage waren, die Finanzkrise zu bewälti-

gen, wichen die Mitgliedstaaten auf völkerrechtliche Verträge aus.100 Bzgl. ihrer parlamentari-

schen  Legitimation  birgt  diese  Handlungsform  spezielle  Probleme,  welche  nach  einem

Überblick über zwei wichtige Vertreter des „Binnenunionsvölkerrechts“101 (a)  näher darge-

stellt werden (b).

a) Binnenunionsvölkerrecht

Als souveränen Staaten steht es den Mitgliedstaaten grundsätzlich frei, miteinander völker-

rechtliche Verträge zu schließen.102 Sie dürfen hierbei jedoch weder in Zuständigkeiten der EU

übergreifen, noch dürfen die vertraglichen Verpflichtungen gegen Unionsrecht verstoßen.103

Der VSKS aus dem Jahr 2012 verschärft die unionalen Anforderungen an die Haushaltsdiszi-

plin und verpflichtet die Staaten außerdem, eine Schuldenbremse möglichst in ihren Verfas-

sungen zu verankern.104 Sein  Abschluss  war  unionsrechtlich  zulässig,  da  er  sich  teilweise

außerhalb unionaler Kompetenzen bewegt, im Übrigen Ziele der EU fördert,  nicht gefähr-

det.105 Zweck des Vertrags über den Europäische Stabilitätsmechanismus (ESMV)106 ist es,

Vertragsstaaten,  denen  die  Insolvenz  droht,  Finanzhilfen  zur  Verfügung  zu  stellen,

97 Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.4.
98 Vgl. Fasone, ELJ 2014, 164, 165f.; anders Jancic, ELJ 2016, 225, 235f., der die Rolle nationaler Parlamente 

als gestärkt ansieht.
99 Ebd.; vgl. auch Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.4f.
100 Vgl. Rodi, JZ 2015, 737, 739.
101 Weber in: Blanke/Pilz, Fiskalunion, 3, 11.
102 Ruffert, CMLRev 2011, 1777, 1789; Häde in: Calliess, Europäische Solidarität, 191, 199.
103 Vgl. EuGH, Rs. C-370/12, ECLI:EU:C:2012:756, Rn. 68f. – Pringle.
104 Häde, in: Calliess, Europäische Solidarität, 192, 200f.
105 Ebd.; vgl. auch Grimm, Reform der WWU, S.201ff.
106 BGBl. II 2012 S. 981.
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Art. 3 S. 1 ESMV. Er löst den befristeten Euro-Rettungsschirm ab.107 Da die Gewährung von

Finanzhilfen an Bedingungen geknüpft ist, verstößt auch der ESMV nicht gegen EU-Recht,

v.a. nicht gegen das Bail-Out-Verbot gem. Art. 125 AEUV.108 Die mitgliedstaatliche Zustän-

digkeit ergibt sich schon aus Art. 136 III AEUV, welcher im Zuge des Abschlusses des ESMV

gem. dem vereinfachten Vertragsänderungsverfahren (Art. 48 VI EUV) eingefügt wurde.109

Der ESM hat eine eigenständige Rechtspersönlichkeit (Art. 32 II ESMV), bedient sich aber

teilweise Organen der EU (vgl. Art. 4 IV, 13 I, II ESMV).

b) Parlamentarische Legitimation

Die Frage nach der parlamentarischen Legitimation von ESMV und VSKS lässt sich aus euro-

parechtlicher (aa) und mitgliedstaatlicher (bb) Perspektive betrachten.

aa) Die europäische Perspektive

Wird im Rahmen der EU auf intergouvernementale Handlungsformen wie völkerrechtliche

Verträge zurückgegriffen, werden hierdurch Strukturprinzipien der EU, v.a. die duale demo-

kratische Legitimation (Art. 10 II EUV) umgangen.110 Das EP kann gem. Art. 5 II EUV nur im

Rahmen der ihm durch das Primärrecht zugewiesenen Aufgaben Legitimation vermitteln, mit-

hin nicht bzgl. eines außerhalb des Unionsrechts stehenden völkerrechtlichen Vertrags.111 Eine

parlamentarische Legitimation kann also nur durch nationale Parlamente erfolgen.112 Damit

entspricht das Legitimationsniveau völkerrechtlichen Verträgen ohne Bezug zur EU.113 Das

hiermit einhergehende, in der klassischen Außenpolitik aus funktionalen Gründen vertretbare

Primat  der  Exekutive,  ist  wegen  der  z.B.  in  ihrem  Zweck,  Formen  der  Organleihe  und

Art. 136 III AEUV zum Ausdruck kommenden engen Verschränkung von ESMV und VSKS

mit der EU aber sehr bedenklich.114 Konsequenterweise hat das BVerfG betont, dass sich die

Beteiligungsrechte  des  Bundestags  bei  solchen  Verträgen  im  Nahbereich  der  EU  nach

Art. 23 GG, nicht nach Art. 59 II GG, richten.115

Hieran anknüpfend könnte man den Mitgliedstaaten einen Verstoß gegen EU-Recht vorwer-

fen, da sie durch das Ausweichen auf Völkerrecht in einem eng mit dem Unionsrecht ver-

107 Vgl. hierzu Streinz, Europarecht, Rn. 1137.
108 EuGH, Rs. C-370/12, ECLI:EU:C:2012:756, Rn. 92ff. – Pringle.
109 Beschl. d. Europäischen Rates, 25.3.2011, 2011/199/EU; ABl. 2011 L 91/1.
110 Ähnlich Ruffert, CMLRev. 2011, 1777, 1189.
111 Pilz, Stabilitätsmechanismus, S. 101f.; Ruffert in: FS Müller-Graff, 710, 715f.
112 Kadelbach, EuR 2013, 489, 496f.
113 Ebd.
114 Schmahl, DÖV 2014, 501, 509; Pilz, Stabilitätsmechanismus, S. 121; ähnlich bzgl. des VSKS Hofmann/Ko-

now, ZG 2012, 138, 150, i.E. aber ablehnend.
115 BVerfGE 131, 152, 219.
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knüpften Bereich das EP vollständig ausgeschaltet, die unionsrechtliche Beteiligung nationa-

ler Parlamente jedenfalls weitgehend ausgehebelt haben.116 Eine etwaige verfassungsrechtlich

notwendige Beteiligung nationaler Parlamente kann den Ausfall „europäischer“ parlamentari-

scher Legitimation nicht ersetzen, sie führt lediglich zu einem „Legitimationsmosaik“.117 Die

Untauglichkeit dieses Mosaiks zur Legitimationsvermittlung zeigt sich auch daran, dass die

Parlamentsbeteiligung von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat variiert und oftmals hinter der des

Bundestags zurückbleibt.118 Gerade bzgl. der Gewährung von Finanzhilfen nach dem ESM ist

der Ausfall des EP problematisch, da solche die gesamte EU betreffenden Entscheidungen

schwerlich durch Parlamente einzelner Staaten legitimiert werden können.119 Der VSKS wie-

derum birgt die Gefahr der Umgehung der – ohnehin begrenzten – Beteiligungsrechte der Par-

lamente im Rahmen der unionalen wirtschaftlichen Koordinierung.120

bb) Die mitgliedstaatliche Perspektive

Da die Probleme hinsichtlich der Beteiligung nationaler Parlamente am VSKS im Wesentli-

chen denen der wirtschaftspolitischen Koordinierung entsprechen (s. C.I.1.), soll hier der Fo-

kus auf dem ESM liegen.

(1) „Geberstaaten“

Neben der Beteiligung des Bundestags am Abschluss des ESM gem. Art. 23 II, III GG wird

die  parlamentarische  Legitimation  auf  Bundesebene dadurch  gestärkt,  dass  der  Bundestag

jede finanzielle Hilfe größeren Umfangs im Einzelfall bewilligen muss.121 Diese Budgetver-

antwortung folgt aus der Haushaltsautonomie des Bundestags, die es dem Parlament verbietet,

haushaltspolitische Entscheidungen dauerhaft auf externe Akteure zu übertragen.122 Mit der

Konstruktion der Budgetverantwortung trägt das BVerfG der Tatsache Rechnung, dass Euro-

papolitik keine ein Primat der Exekutive rechtfertigende Außenpolitik, sondern vielmehr „eu-

ropäisierte Innenpolitik“123 ist.124 Echte parlamentarische Legitimation besteht aber nur, wenn

dem Parlament  tatsächlich ein Entscheidungsspielraum bleibt.125 Da der Bundestag jedoch

i.d.R. vor der Wahl steht, ein vorab zwischen Organen des ESM und hilfebedürftigem Staat

116 Vgl. zu ähnlichen Überlegungen Ruffert, CMLRev 2011, 1777, 1790; Schmahl, DÖV 2014, 507f.
117 Hölscheidt, EuR 2013, Beih. 2, 61, 70; ähnlich auch Wiesner, ZPol 2016, 231, 237; vgl. auch B.I.
118 Vgl. Sarrazin/Kindler, intergation 2012, 213, 217ff.; Wiesner, ZPol 2016, 231, 239.
119 Sarrazin/Kinder, integration 2012, 213, 219; Triantafyllou, EuR 2014, 458, 465f.
120 Fischer-Lescano/Oberndorfer, NJW 2013, 9, 13.
121 BVerfGE 135, 317, 402.
122 BVerfGE 135, 317, 391ff.
123 Calliess, NVwZ 2012, 1.
124 Ebd.
125 Vgl. Uerpmann-Wittzack, EuR 2013, Beih. 2, 49, 54f.
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ausgehandeltes Hilfspaket im Ganzen – ohne Änderungsmöglichkeiten – anzunehmen, oder

die Insolvenz des betroffenen Staates – mit unabsehbaren Auswirkungen für den gesamten

Euro-Raum – zu riskieren, ist eine Wahlmöglichkeit und damit die parlamentarische Legiti-

mation zweifelhaft.126

(2) „Nehmerstaaten“

Noch gravierendere Probleme ergeben sich mit Blick auf die Staaten, die Finanzhilfen aus

dem ESM erhalten. Solche Hilfen werden gem. Art. 13 III ESMV nur unter der Bedingung

gewährt, dass der Staat umfassende wirtschaftliche Reformen umsetzt, deren Inhalt z.T. sehr

konkret vorgegeben wird.127 Die hiermit einhergehenden Eingriffe in die nationale Haushalts-

autonomie bedürften der parlamentarischen Legitimation, wobei der ESMV die Ausgestaltung

dieser Beteiligung den Mitgliedstaaten überlässt.128 Beim wichtigsten Hilfsempfänger – Grie-

chenland – erfolgte jedenfalls bzgl. der ersten Zahlungen aus dem ESM nur eine mangelhafte

Einbindung des Parlaments.129 Wenn allerdings vorgebracht wird, die Bedingungen für Fi-

nanzhilfen hätten Griechenland dem „Diktat fremder Staaten“130 unterworfen, wird verkannt,

dass die Beschränkung der Haushaltsautonomie jedenfalls auch auf der Fiskalpolitik früherer

griechischer Regierungen und der folgenden Zerrüttung der Staatsfinanzen beruht.131 Wegen

des drohenden Bankrotts ließe sich sogar überlegen, ob in Griechenland überhaupt noch eine

Haushaltsautonomie bestand, ein Eingriff in letztere also überhaupt möglich war.132 Jedenfalls

ist die Kausalität zwischen beschränkter Haushaltsautonomie und den mit der Finanzhilfe ver-

bundenen Bedingungen zweifelhaft.133 Ungeachtet ihrer Ursachen ist die parlamentarische Le-

gitimation  der  „Rettungspolitik“  in  Krisenstaaten  in  jedem  Fall  –  ggf.  wegen  faktischer

Beschränkungen – prekär.

c) Zwischenfazit

Die „Flucht ins Völkerrecht“134 führt in eine „vor-supranationale Zeit“135, indem sie die Legiti-

mationslast alleine den nationalen Parlamenten zuweist.136 Diese sind darauf beschränkt, die

von den Regierungen ausgehandelten Verträge ex post zu bestätigen bzw. – wegen faktischer

126 Ebd.
127 Blanke/Pilz, EuR 2014, 541, 561.
128 Ruffert in: FS Müller-Graff, 710, 712f.
129 Ebd.; s. Auch Wiesner, ZPol 2016, 231, 240.
130 Triantafyllou EuR 2014, 458, 464; in diese Richtung auch Jancic, ELJ 2016, 225, 233.
131 Vgl. Ruffert in: FS Müller-Graff, 710, 713f.
132 Calliess, DÖV 2013, 785, 789.
133 Ruffert in: FS Müller-Graff 710, 713f.
134 Franzius, EuR 2013, 655, 660.
135 Schmahl, DÖV 2014, 514, 509.
136 Ebd.; vgl. auch Uerpmann-Wittzack, EuR 2013, Beih. 2, 49, 60.
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Zwänge – die von den Organen des ESM getroffenen Entscheidungen über Finanzhilfen „ab-

zunicken“.137 Letztere Form der Beteiligung steht aus verfassungsrechtlichen Gründen zudem

nicht allen Parlamenten zu.138 Eine parlamentarische Legitimation ist somit nur in Ansätzen

vorhanden.

II. Parlamentarische Legitimation und die Struktur der Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion

Der bis hierhin dargestellte  Mangel  an parlamentarischer  Legitimation beruht  v.a.  auf der

„technischen“ Ausgestaltung der WWU. Betrachtet man aber ihre Struktur – vergemeinschaf-

tete Währungspolitik bei primär mitgliedstaatlicher Wirtschaftspolitik – zeigt sich, dass die

defizitäre parlamentarische Legitimation bereits in diesem Gefüge angelegt ist und in engem

Zusammenhang zu dem der WWU innewohnenden Demokratiedefizit steht.

Durch die internationale Verflechtung der Staaten, in der EU potenziert durch Binnenmarkt

und Währungsunion, hat die Wirtschafts- und Fiskalpolitik eines Mitgliedstaats Auswirkun-

gen auf diejenige sämtlicher anderer Mitgliedstaaten.139 Wegen dieser „externen Effekte“140

haben die mitgliedstaatlichen Parlamente also faktisch keine Möglichkeit, eine autonome Wir-

tschaftspolitik zu betreiben.141 Von einer parlamentarischen Legitimation dieser Politik lässt

sich dann aber nicht mehr reden: Die Parlamente selbst können mangels Entscheidungsfreiheit

und echter Einflussmöglichkeiten auf die Wirtschaftspolitik keine Politik mehr gestalten, die

sie legitimieren könnten.142 Die Bürger weiterhin können durch Wahlen nur eines von zahlrei-

chen Parlamenten demokratisch legitimieren, sind aber letztlich von Entscheidungen sämtli-

cher  Parlamente betroffen,  was einer  mit  dem Demokratieprinzip nicht  zu vereinbarenden

Fremdherrschaft gleichkommt.143 Parlamentarische Legitimation kann hier nicht mehr die ihr

gem. dem input-orientierten Modell zukommende Funktion, nämlich die Vermittlung demo-

kratischer Legitimation, wahrnehmen.144 

Das von sämtlichen Unionsbürgern demokratisch legitimierte EP dagegen wäre in der Lage,

137 Uerpmann-Wittzack, EuR 2013, Beih. 2, 49, 59; Pilz, Stabilitätsmechanismus, S. 88, 107f.
138 Pilz, Stabilitätsmechanismus, S.108ff.
139 Pernice, WHI-Paper 05/2013, S.9; allgemein auch Neyer, Justification of Europe, S. 4; bzgl. Entscheidungen

über Finanzhilfen auch Wiesner, ZPol 2016, 231, 242.
140 Vgl. zu diesem – hier wie dort im untechnischen, nicht im wirtschaftswissenschaftlichen Sinne verwendeten 

– Begriffs Poiares Maduro, RSCAS Policy Paper 2012/11, S.11f.
141 Vgl. Pernice/Wendel/u.a., Krise demokratisch überwinden, S.78.
142 Ähnlich Tuori/Tuori, Eurocrisis, S.210f.; Pernice, in: Calliess, Europäische Solidarität, 25, 46ff.
143 Neyer, Justification of Europe, S.68f.; allgemein Habermas, Zur Verfassung Europas, S.49f.; zu ähnlichen 

Problemen in der Flüchtlingskrise Wendel, JZ 2016, 332, 340.
144 Ähnlich Neyer, Justification of Europe, S. 68f.
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die sämtliche Unionsbürger betreffende Wirtschaftspolitik parlamentarisch zu legitimieren.145

Die marginale Rolle, die das EP gegenwärtig in der Wirtschaftspolitik der EU spielt, reicht für

eine solche Legitimationsvermittlung aber nicht aus.146 Soll die parlamentarische Legitimation

der WWU erhöht werden, muss auch dieses strukturelle Problem bedacht werden.

D. Perspektiven der parlamentarischen Legitimation der Wirtschafts- und

Währungsunion

Die mangelhafte parlamentarische Legitimation der  WWU wirft  die  Frage nach Verbesse-

rungsmöglichkeiten auf. Bei der naheliegenden „Re-Parlamentarisierung“147 der WWU durch

verstärkte Einbindung der Parlamente stellt sich aber die Frage, welche Parlamente überhaupt

in der Lage sind, hinreichende Legitimation zu vermitteln (I.). Bei am strukturellen Defizit

der WWU ansetzenden Lösungen muss dagegen das Ob und Wie der Übertragung wirtschafts-

politischer Kompetenzen auf die EU näher untersucht werden (II.). Zwischen beiden Berei-

chen bestehen allerdings Überschneidungen.

I.  Verstärkte  Beteiligung  der Parlamente  an der Wirtschafts-  und Währungs-

union

Soll die parlamentarische Beteiligung ausgebaut werden, stellt sich die Frage, auf welcher

Ebene – der mitgliedstaatlichen und/oder der europäischen – dies erfolgt. Das EP kann ledig-

lich  im  Rahmen  der  der  EU  übertragenen  Kompetenzen  parlamentarische  Legitimation

gewährleisten;148 die nationalen Parlamente können eben dies nur für Handlungen in ihrer je-

weiligen nationalen Zuständigkeit.149 Entsprechend schlägt die Kommission in ihrem „Blue-

print“ für die Währungspolitik, einer ausschließlichen EU-Kompetenz, eine primärrechtlich

zu verankernde Rechenschaftspflicht der EZB gegenüber dem EP im Bereich der Bankenauf-

sicht vor.150 

Wegen der koordinierten Wirtschaftspolitik (Art. 5 I AEUV) haben an Entscheidungen in die-

sem Politikbereich aber beide Ebenen teil (s. C.I.1.). Wie in C.II dargestellt haben weiterhin

145 Ebd.; Triantafyllou, EuR 2014, 458, 465f.; s.a. Wendel, JZ 2016, 332, 340 zur insoweit vergleichbaren 
Flüchtlingskrise.

146 Tuori/Tuori, Eurocrisis, S.213f.; ähnlich Pernice/Wendel/u.a., Krise demokratisch überwinden, S.78.
147 Maurer, Parlamente in der EU, S.19.
148 Pilz, Stabilitätsmechanismus, S. 101F; Kluth in: Schulze/Zuleeg/Kadelbach, § 5, Rn. 15.
149 Steiger, ZRP 2012, 13, 14.
150 Kommission, Blueprint, 11/2012, S. 45.
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auch „autonome“ Entscheidungen von EU bzw. Mitgliedstaaten zwangsläufig Auswirkungen

auf Entscheidungen der anderen Akteure. Aufgrund dieser Verschränkung der Ebenen ist eine

isolierte Legitimation einer Maßnahme entweder durch das EP oder durch nationale Parla-

mente nicht möglich.151 Ein ausreichendes Legitimationsniveau kann vielmehr nur durch Zu-

sammenarbeit  der  Parlamente  beider  Ebenen  erreicht  werden,  also  einer  analog  zur

„materiellen“  Verflechtung  der  Kompetenzbereiche  verlaufenden  „formellen“  Verflechtung

der  legitimierenden  Akteure.152 Wegen  der  externen  Effekte  der  mitgliedstaatlichen  Wirt-

schaftspolitik ist zudem eine enge Kooperation der  Parlamente dieser Ebene untereinander

vonnöten, da nur so die Legitimation gegenüber allen von der Politik Betroffenen gesichert

ist.153 Für eine wirksame parlamentarische Legitimation der WWU bedarf es dementsprechend

einer Form der interparlamentarischen Kooperation.154 

Wenn gegen die Ausweitung interparlamentarischer Instrumente vorgebracht wird, dies führe

zu einer Verkomplizierung des institutionellen Systems der EU,155 ist dem entgegenzuhalten,

dass die in den letzten Jahren festzustellende Zersplitterung der WWU, gerade auch bzgl. der

Parlamentsbeteiligung, durch ein einheitliches Gremium eher verringert würde.156 Da aber pri-

mär die Staaten der Euro-Zone vom durch die Exekutive geprägten Krisenmanagement be-

troffen sind, könnte eine solche auf diese Staaten beschränkt werden.157

1. Interparlamentarische Kooperation

a) Bestehende Formen interparlamentarischer Zusammenarbeit

Die wichtigste, in Art. 12 lit. f EUV i.V.m. Art. 9f. Parlamentsprotokoll158 primärrechtlich ver-

ankerte Form der interparlamentarischen Kooperation ist die COSAC, eine halbjährlich tagen-

de  Konferenz  aus  jeweils  sechs  Parlamentariern  der  Europa-Ausschüsse  der  nationalen

Parlamenten sowie dem EP.159 Die COSAC hat zwar ein unbeschränktes Äußerungsrecht, ihre

Beschlüsse sind aber unverbindlich.160 Schwerpunkt ihrer Tätigkeit ist die Koordinierung der

151 Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.8; ähnlich Maurer in: Franzius/Mayer/Neyer, Modelle des 
Parlamentarismus, 359, 385f.

152 Ähnlich Ebd., S.1.; ähnlich Abels, ZPol 2016, 165, 172; Fasone, ELJ 2014, 164, 168; Hennette-Vauchez/Pi-
ketty/Sacriste/Vauchez, VerfBlog 26/03/17.

153 Vgl. Tuori/Tuori, Eurozone Crisis, S. 261f.; zur Notwendigkeit, demokratische Legitimation sowohl auf der 
Entscheidungs-Ebene, als auch auf von den Entscheidungen betroffenen Ebenen zu gewährleisten s. Kom-
mission, Blueprint, 11/2012, S.40.

154 Kreilinger, Policy Paper 100/2013, S. 3; Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.1.
155 So Dann, Exekutivföderalismus, S. 228f., allerdings nicht bezogen auf die WWU.
156 Zur Zersplitterung der WWU vgl. Fasone, ELJ 2014, 164, 166f.
157 Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.1ff.
158 ABl. 2007 C 306/148.
159 Baddenhausen in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, § 27, Rn. 49.
160 Senseburg, Ebd., § 44, Rn. 76ff.; Dann, Exekutivföderalismus, S. 207.
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Wahrnehmung der Subsidiaritätskontrolle durch die nationalen Parlamente.161 Auch die Fi-

nanzkrise  war  in  den letzten  Jahren aber  verstärkt  Thema.162 Gestärkt  wurde die  COSAC

durch die Einrichtung eines Sekretariats, welches ihre Arbeit zwischen den Sitzungen koordi-

niert, sowie der Möglichkeit, Beschlüsse auch mit einfacher Mehrheit zu fassen.163 

Eine im Rahmen des Europäischen Semesters, also in unmittelbarem Bezug zur WWU statt-

findende Form der interparlamentarischen Kooperation ist die „Europäische Parlamentarische

Woche“164, die dem politischen Dialog zwischen EP-Abgeordneten und denjenigen nationaler

Parlamente dient.165 

Mit Art. 13 VSKS wurde schließlich auch außerhalb des EU-Rechts eine Konferenz der natio-

nalen und des Europäischen Parlaments geschaffen,  die sich v.a.  mit  Fiskalpolitik befasst.

Auch sie kann aber keine verbindlichen Beschlüsse fassen und darf weder die unionsrechtli-

chen Mitwirkungsrechte der nationalen Parlamenten, noch deren Haushaltsautonomie beein-

trächtigen.166 

b)  Modell  einer  interparlamentarischen  Kooperation  in  der  Wirtschafts-  und

Währungsunion

Um die Exekutivlastigkeit  der WWU tatsächlich zu verringern,  reichen die gegenwärtigen

Formen interparlamentarischer Kooperation nicht aus.167

aa) Inhaltliche Ausgestaltung

Notwendig wäre eine neue, ständig tagende „interparlamentarische Versammlung“ (IPV), da

nur so eine kontinuierliche – und damit effektive – Beteiligung sichergestellt ist.168 Anders als

die nur punktuelle Einbeziehung der Parlamente im Rahmen des wirtschaftlichen Dialogs hät-

ten so sämtliche Parlamente dauerhaft Zugang zu Informationen, sodass ihnen eine effektivere

Kontrolle des Handelns ihrer Regierungen, bzw. im Fall des EP‘s der Kommission, im Rah-

men der wirtschaftlichen Koordinierung möglich wäre.169 Die durch die IPV vermittelte enge-

re  Einbeziehung  nationaler  Parlamente  könnte  zugleich  zu  einer  höheren  Akzeptanz  der

161 Senseburg in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, § 44, Rn. 78.
162 Maurer, Parlamente in der EU, S. 227.
163 Höscheidt in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, EL 51, Art. 12 EUV, Rn. 86f.; vgl. auch Dann, Exekutivföderalis-

mus, S. 208.
164 Vgl. EP, Entschl. zum Europäischen Semester, Nr. 45-47, 75.
165 Jancic, ELJ 2016, 225, 246.
166 Baddenhausen in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, § 27, Rn. 53.
167 Kreilinger, Policy Paper 100/2013, S.3, 17.
168 Vgl. Neyer in: Blanke/Pilz, Fiskalunion, 133, 143.
169 Vgl. Bertoncini/Enderlein/u.a., Policy Paper 137/2015, S. 10; Abels, ZPol 2016, 165, 172f.; in diese Rich-

tung auch Dann, Exekutivföderalismus, S.228.
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länderspezifischen Empfehlungen führen, wodurch die bisher oft mangelnde Umsetzungsbe-

reitschaft  auf nationaler Ebene behoben und die wirtschaftliche Koordinierung effektiviert

würde.170 Auch die erheblichen Abweichungen zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten bei

der Einbindung ihrer Parlamente und die daraus folgenden Schwankungen hinsichtlich der

parlamentarischen Legitimation würden durch die stärkere Institutionalisierung der interparla-

mentarischen Zusammenarbeit ausgeglichen.171

Da unverbindliche Konsultationen aber nur ein geringes Maß an parlamentarischer Legitima-

tion vermitteln können (s. B.II.), müsste die IPV – anders als die COSAC – mit hinreichenden

Befugnissen ausgestattet werden.172 Möglich wäre z.B. die Kontrolle der Politik der WWU

durch Rechenschaftspflichten aller relevanten Akteure gegenüber der IPV.173 Auch die Her-

stellung von Öffentlichkeit und Transparenz wären der Legitimation zuträglich.174 

Noch weitergehend könnten der IPV Entscheidungsbefugnisse zugestanden werden, was gera-

de bei der Gewährung von Finanzhilfen angebracht scheint, da solche redistributiven Fragen

nach Input-Legitimation, also der Mitentscheidung des Parlaments, verlangen.175 Die bisheri-

ge Beteiligung nur der nationalen Parlamente genügt wegen der sämtliche Mitgliedstaaten so-

wie  die  EU  betreffenden  Folgen  dieser  Entscheidungen  nicht.176 Wegen  seiner

Budgetverantwortung müsste der Bundestag aber wohl zumindest den Rahmen beschließen,

innerhalb dessen die deutschen Vertreter in der IPV den Finanzhilfen zustimmen dürften.177

Auch bzgl. der Haushaltskoordinierung müssten der IPV über bloße Konsultationen hinaus-

gehende Rechte gewährt werden. Haushaltsrechtliche Entscheidungen sind das „Königsrecht“

des Parlaments.178 Da die Empfehlungen der EU trotz ihrer Unverbindlichkeit faktisch erheb-

lichen Druck auf die nationalen Parlamente erzeugen (s. C.I.1.), ist eine Mitentscheidung die-

ser  bereits  auf  EU-Ebene  angezeigt.  Die  Mitentscheidung  über  die  in  die  nationale

Zuständigkeit fallende Haushaltspolitik eines einzelnen Staats durch ein Vertreter aller Mit-

gliedstaaten umfassendes Gremium erscheint zwar auf den ersten Blick problematisch.179 Be-

denkt man aber, dass sich die Haushaltspolitik eines Mitgliedstaats auf diejenige sämtlicher

170 Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.7f.; ähnlich Pernice/Hindelang, EuZW 2010, 407, 409.
171 Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S. 5f.
172 Ähnlich die Überlegungen von Neyer in: Blanke/Pilz, Fiskalunion, 133, 146; ders. Justification of Europe, 

S.167f.
173 Kreilinger, Policy-Paper 100/2013, S. 22; Kreilinger/Larhant, Policy-Paper 176/2016, S.11.
174 Ebd.
175 Neyer in: Blanke/Pilz, Fiskalunion, S.133, 146; ähnlich Enderlein/Letta/u.a, Repair and Prepare, S.27f.
176 Triantafyllou, EuR 2014, 458, 465; Kreilinger/Larhant, Policy-Paper 176/2016, S.8.
177 Vgl. BVerfGE 130, 318, 347.
178 BVerfGE 123, 267, 359; 129, 124, 177.
179 Vgl. zu einem ähnlichen Problem bzgl. des Europäischen Rats Franzius, EuR 2013, 655, 657f.
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anderen Staaten auswirkt (s. C.II.), erscheint die Einbeziehung aller geradezu notwendig.180 Es

entspricht auch gerade dem Zweck der IPV, die nationalen Interessen auf parlamentarischer

Ebene – und nicht wie bisher nur durch die Exekutive – zu koordinieren.

Damit dies funktioniert, müssen die in der IPV versammelten Abgeordneten aber in der Lage

sein, einzelstaatliche Interessen zurückzustellen und die Verantwortung für die europäische

Politik als Ganzes wahrzunehmen.181 Da die Abgeordneten durch ihre jeweiligen Parlamente

entsandt würden, könnte die Zurückstellung einzelstaatlicher Egoismen  durch eine an diejeni-

ge  der  Kommission  angelehnte  Unabhängigkeit  der  Parlamentarier,  sowie  durch  die  Ver-

lagerung der Hauptarbeit in Ausschüsse, welche ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit nach

Expertise zusammengesetzt sind, garantiert werden.182 Eine hinreichend starke Rolle der Ab-

geordneten des EP würde ebenfalls zu einer verstärkten Berücksichtigung gemeinsamer supra-

nationaler Interessen beitragen.183

bb) Verfahren der Errichtung

Eine mit Entscheidungsbefugnissen ausgestattete IPV wäre nur durch Primärrechtsänderung

zu  realisieren,  also  eher  längerfristig  anzustreben.184 Bereits  auf  Grundlage  der  geltenden

Art. 12 lit. f EUV, Art. 9 Parlamentsprotokoll, also auch kurzfristig, wäre aber wohl die Eta-

blierung einer auf Kontroll- und ähnliche Rechte beschränkten IPV möglich.185 

Unabhängig von der genauen Ausgestaltung der interparlamentarischen Kooperation müsste

für dessen Beteiligung an der Gewährung von Finanzhilfen aber der ESM,186 ansonsten das

die  wirtschaftliche  Koordinierung konkretisierende Sekundärrecht  geändert  werden.  Ange-

sichts  der  primärrechtlich  ausdrücklich  beschränkten  Rolle  des  EP‘s  (vgl.

Art. 121 II UAbs. 3 S.2, X S.1, 126 XI S.2 AEUV) und der Mediatisierung der nationalen Par-

lamente durch den (Europäischen) Rat könnte aber – je nach Ausmaß der Befugnisse der IPV

– auch insoweit  eine Vertragsänderung notwendig werden.187 Eine IPV als „demokratische

Gegenmacht“188 zur die WWU bisher bestimmenden Exekutive kann also jedenfalls länger-

180 Pernice, WHI-Paper 03/2012, S.6f.; Näheres zur Behebung dieses Strukturproblems der WWU s. D.II.
181 Ähnlich Franzius/Preuß, Europäische Demokratie, S. 162.
182 Ähnlich Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.11.
183 Fasone, ELJ 2014, 164, 168; ähnlich, aber in anderem Zusammenhang Enderlein/ Letta/u.a., Repair and 

Prepare, S.28.
184 Zu einer ähnlichen Konstellation Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.12.
185 Vgl. Kreilinger/Larhant, Policy Paper 176/2016, S.11 und Fn. 45, sowie Kreilinger, Policy-Paper 100/2013, 

S.22.
186 Enderlein/Letta/u.a., Repair and Prepare, S.26f.
187 Zu Notwendigkeit einer Vertragsänderung bei stärkerer Beteiligung des EP vgl. Fasone, ELJ 2014, 164, 

170f.
188 Pernice/Hindelang, EuZW 2010, 407, 409.
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fristig nur durch Primärrechtsänderung, in gewissem Umfang aber auch bereits kurzfristig

realisiert werden.189

c) Interparlamentarische Kooperation durch völkerrechtlichen Vertrag

Gem.  einem von  Wissenschaftlern  erarbeiteten  Vertragsentwurf190 („T-Dem“)  könnten  die

Euro-Staaten auch durch völkerrechtlichen Vertrag eine aus nationalen Parlamentariern und

EP-Abgeordneten bestehende parlamentarische Versammlung einrichten, die mit umfassenden

Legislativ-, Kontroll- und Budgerechten auszustatten wäre und eine Parlamentarisierung der

durch das Handeln von Euro-Gruppe und Euro-Gipfel geprägten Euro-Zone ermöglichen wür-

de.191 Ähnlich der  interparlamentarischen Kooperation könnte diese Versammlung also die

Verflechtung unionaler und mitgliedstaatlicher Kompetenzen in der WWU berücksichtigen,

während  durch die mehrheitlich nationalen Parlamentarier gleichzeitig Vorbehalte der Staaten

bzgl.  der  Übertragung fiskalpolitischer  Kompetenzen einkalkuliert  würden.192 Eben diesen

Kompetenztransfer – hier auf Euro-Gruppe und parlamentarische Versammlung – aber halten

die Autoren dieses Vorschlags zur effektiven politischen Steuerung der WWU für unabding-

bar.193 

Durch die Form des völkerrechtlichen Vertrags könnte diese Versammlung – anders als eine

mit weitgehenden Befugnissen ausgestattete IPV – u.U. auch relativ kurzfristig errichtet wer-

den.194 Da allerdings die Euro-Gruppe gem. Art. 137 AEUV keine Entscheidungsbefugnisse

hat,  der  Versammlung aber  im Tätigkeitsbereich der  Euro-Gruppe eben solche  zugebilligt

würden, und weil durch die neue Versammlung eine Aushöhlung der Befugnisse des EP dro-

hen könnte, ist es fraglich, ob ein solcher Vertrag europarechtlich zulässig wäre.195 Da der T-

Dem aber das bestehende – europarechtskonforme – institutionelle Gefüge der Euro-Zone le-

diglich parlamentarisieren, nicht die Befugnisse von EU-Organen beschneiden würde, spricht

mehr für die Vereinbarkeit des Vertrags mit dem EU-Recht.196

189 In diese Richtung auch Calliess in: ders./Ruffert, Art. 12 EUV, Rn. 60.
190 Hamon/Hennette-Vauchez/Piketty/Sacriste/Vauchez ,Draft Treaty on the Democratization of the Governance 

of the Euro-Area.
191 Ebd.
192 Hennette-Vauchez/Piketty/Sacriste/Vauchez, VerfBlog 26/03/17.
193 Ebd. 
194 Vgl. Ebd.
195 Platon, VerfBlog 13/03/17; vgl. auch C.I.3.a).
196 Hennette-Vauchez/Piketty/Sacriste/Vauchez, VerfBlog 26/03/17.
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2. Parlamentarische Legitimation durch nur eine Ebene

Neben interparlamentarischen Gremien werden etliche weitere mögliche Ausgestaltungen der

verstärkten parlamentarischen Beteiligung an der WWU erwogen.197

a) Europäische Ebene

Auf EU-Ebene setzen Vorschläge an, eine „europäische Wirtschaftsregierung“ zu etablieren,

die gleich einer staatlichen Regierung entweder vom EP als Ganzem198 oder von einem durch

die  EP-Abgeordneten  der  Euro-Staaten  gebildeten  Eurozonen-Parlament199 gewählt  und

kontrolliert wird.200 Dies soll mit einem erheblichen Kompetenztransfer auf die unionale Ebe-

ne einhergehen.201 Auch die bisher von den nationalen Parlamenten zu legitimierenden Politik-

bereiche  stünden  dann  einer  Legitimation  primär  auf  europäischer  Ebene  offen,  zudem

würden externe Effekte einer mitgliedstaatlichen Wirtschaftspolitik vermieden. I.E. wird ein

ähnliches Ziel erreicht, welches im Rahmen der bestehenden Kompetenzordnung durch inter-

parlamentarische Kooperation erreicht werden kann.

Lediglich durch Änderung der Geschäftsordnung202 des EP dagegen wäre die Einrichtung ei-

nes Ausschusses im EP, der die Rechte des EP bei der wirtschaftlichen Koordinierung effekti-

ver wahrnehmen könnte, zu realisieren.203 Für sich würde diese Maßnahme jedoch nichts an

der Marginalisierung des EP ändern, sie müsste vielmehr mit der Änderung des entsprechen-

den Primär- (Art. 121 II UAbs. 3 S.2, X S.1, 126 XI S.2 AEUV) und Sekundärrechts einher-

gehen.  Eben  dies  schlagen  andere  Autoren  vor,  die  allerdings  das  EP als  Ganzes  in  die

Haushaltsüberwachung  einbinden  wollen.204 Durch  eine  interinstitutionelle  Vereinbarung

(Art. 295 AEUV) wäre die Einbeziehung des EP‘s ohne Vertragssänderung möglich,205  die

primärrechtlich verankerte Marginalisierung des EP‘s stellt aber auch hier eine Grenze dar

(vgl. Art. 295 S. 2 AEUV).

b) Mitgliedstaatliche Ebene

Anderer Reformideen setzen an der mitgliedstaatlichen Ebene an. Ein Vorschlag sieht die Ein-

richtung einer aus Entsandten der nationalen Parlamente zusammengesetzten parlamentari-

197 Vgl. im Überblick Wendel in: Franzius/Mayer/Neyer, Modelle des Parlamentarismus, 229, 256.
198 So Spinelli Group, Against the temptation of a Franco-German „coup de chefs d‘Etat, 12/2011, S.3.
199 So Glienicker Gruppe, ZRP 2013, 248, 250.
200 Zum Ganzen Kadelbach, EuR 2013, 489, 500.
201 Siehe zu diesem Lösungsansatz D.II.
202 ABl. Nr. L 116 S.1.
203 Bertoncini/Enderlein/u.a., Policy Paper 137/2015, S.10.
204 Pernice/Wendel/u.a., Krise demokratisch überwinden, S. 46ff.; Wendel in: Franzius/Mayer/Neyer, Modelle 

des Parlamentarismus, 229, 252ff.
205 Vgl. EP, Entschl. zur Verbesserung der Funktionsweise der EU, 02/2017, Nr. 59.

21



schen Institution vor.206 Im Rahmen einer differenzierten Integration207 würde diese nur Ent-

sandten der Euro-Staaten offenstehen und so die parlamentarische Legitimation der zur Über-

windung der Krise notwendigen tieferen Integration der Euro-Zone gewährleisten.208 Anders

als  bei  den  am  EP  ansetzenden  Vorschlägen  würden  hier  die  wirtschaftspolitischen

Kompetenzen zwar bei den Mitgliedstaaten verbleiben; durch die neue „Eurokammer“209 wür-

den die nationalen Parlamente aber gezwungen, diese Politikbereiche aus einer europäischen

Perspektive heraus zu beurteilen und ggf. aufeinander abzustimmen.210

Eine Verwirklichung dieses Modells wäre außerhalb des Primärrechts durch einen separaten

völkerrechtlichen Vertrag möglich.211 Durch Primärrechtsänderung könnte eine nämlich zu-

sammengesetzte „Staatenkammer“212 aber auch als EU-Institution realisiert werden.213 Nicht

nur würde den nationalen Parlamenten hierdurch die EU-weite Bedeutung ihrer Politik aufge-

zeigt, die Bürger wären außerdem auf EU-Ebene nicht mehr nur als Unionsbürger durch das

EP repräsentiert, sondern durch die Staatenkammer auch unmittelbar als Staatsbürger – statt

wie bisher nur mittelbar über den durch die nationalen Parlamente legitimierten Rat.214 Durch

diese „nationalen“ Modelle könnte außerdem eine unmittelbare und einheitliche parlamentari-

sche Legitimation der gem. der „Unionsmethode“ auf europäischer Ebene handelnden Regie-

rungsvertreter gewährleistet werden.215

Trotz seiner Vorzüge bestehen gegen dieses Modell Einwände: Die „Staatenkammer“ bestün-

de  aus  Vertretern  nationaler  Parlamente,  also  derjenigen Organe,  gegenüber  denen die  zu

kontrollierenden Akteure ohnehin verantwortlich sind.216 Ob das Maß an parlamentarischer

Legitimation tatsächlich erhöht würde hängt daher – ähnlich wie bei der IPV – v.a. von den

der Kammer gewährten Befugnissen ab. Zudem blieben die im EP repräsentierten supranatio-

nalen Interessen außen vor, anders als dies bei der IPV der Fall wäre. Ob die Entsandten na-

tionaler  Parlamente  alleine  in  der  Lage  wären,  die  supranationale  Komponente  der

Wirtschaftspolitik und die Effekte nationaler Fiskalpolitik auf die anderen Mitgliedstaaten zu

berücksichtigen,  erscheint  zweifelhaft.217 Auch  hier  hängt  viel  von  der  Ausgestaltung  der

206 Fischer, Scheitert Europa?, S.151; Piris, Future of Europe, S. 129.
207 Vgl. hierzu D.II.1.
208 Fischer, Scheitert Europa?, S.151f.; Piris, Future of Europe, S. 123ff.
209 Fischer, Scheitert Europa?, S. 151.
210 Ebd., S. 151f.; vgl. auch Rodi, JZ 2015, 737, 744.
211 Fischer, Scheitert Europa, S.151f.; Piris, Future of Europe, S.121.
212 Kadelbach, EuR 2013, 489, 501.
213 Ebd., S. 500f.
214 Ebd., S. 501.
215 Ebd.; ähnlich Fischer, Scheitert Europa, S. 151.
216 Zum letzten Punkt vgl. Kadelbach, EuR 2013, 489, 501, der hierin allerdings kein Problem sieht.
217 Sarrazin in: Franzius/Mayer/Neyer, Modelle des Parlamentarismus, 103, 107.
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„Staatenkammer“ ab, eine Kooperation dieser mit dem EP könnte z.B. durch eine an das Ver-

hältnis von Bundestag und Bundesrat angelehnten Regelung erreicht werden.218

3. Zwischenfazit

Nur eine – wie auch immer geartete – Kooperation des EP‘s und mitgliedstaatlicher Parla-

mente  kann  sowohl  im  Rahmen  der  gegenwärtigen  Kompetenzverteilung,  als  auch  bei

Kompetenzübertragungen effektiv parlamentarische Legitimation gewährleisten und gleich-

zeitig auf nationale Empfindlichkeiten, v.a. in der Fiskalpolitik, Rücksicht nehmen. Das EP

kann nur im Rahmen eines Kompetenztransfers auf die EU Legitimation vermitteln, also in

engem Zusammenhang mit der Problemlösung auf struktureller Ebene (vgl. D.II.). Der Grad

an Legitimation durch ein Gremium zusammengesetzt  aus ausschließlich nationalen Parla-

mentariern hängt stark von dessen Ausgestaltung im Detail ab.

II. Kompetenzübertragung als Lösung auf struktureller Ebene

Für die dauerhafte Funktionsfähigkeit der WWU wird vielfach die Übertragung wirtschafts-

und haushaltspolitischer  Kompetenzen auf  die  EU für  unabdingbar  gehalten.219 Hierdurch

würde quasi „nebenbei“ das aus der aktuellen Kompetenzverteilung herrührende Defizit an

parlamentarischer  Legitimation behoben.220 Statt  einer  analog zur  materiellen Verflechtung

verlaufenden Verflechtung auf formeller Ebene (s. D.I.) käme es hier zu einer Entflechtung

auf materieller Ebene, sodass auch entflochtene Parlamente ausreichend Legitimation vermit-

teln könnten. 

Eine  supranationalisierte  Wirtschaftspolitik  würde  dem  Legitimationsmodell  des  Art.

10 II EUV folgen, dem EP also – anders als bisher – eine wesentliche Rolle zuweisen.221 Der

Gedanke, wegen der dann reduzierten Rolle nationaler Parlamente handele es sich hier um ein

„Nullsummenspiel“ trifft nicht zu, da letztere bei der aktuellen Kompetenzverteilung faktisch

keine Möglichkeit zur autonomen Politikgestaltung und damit der Vermittlung parlamentari-

scher Legitimation haben (s. C.II.), ihre geringere Beteiligung also keine Reduzierung an par-

lamentarischer  Legitimation  bedeuten  würde.222 Bei  einer  vergemeinschafteten

218 Zu diesem Vergleich, wenn auch auf einen etwas anderen Aspekt abstellen, Kadelbach, EuR 2013, 489, 501.
219 Kommission, Blueprint, 11/2012, S. 14ff.; Kommission, Fünf-Präsidenten-Bericht, 06/2015, S. 5ff.; Glieni-

cker Gruppe, ZRP 2013, 248, 251.
220 Ähnlich Wendel in: Franzius/Mayer/Neyer, Modelle des Parlamentarismus, 229, 258.
221 Kommission, Blueprint, 11/2012, S. 41, 43ff.; dem folgend Pernice, WHI-Paper 06/2015, S.20; in diese 

Richtung auch Rodi, JZ 2015, 737, 7; Wiesner, ZPol 2016, 231, 245.
222 Vgl. C.II., sowie Pernice in: Calliess, Europäische Solidarität, 25, 47; Pernice, WHI-Paper 05/2013, S. 11f.; 

Neyer, Justification of Europe, S. 68f.
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Wirtschaftspolitik würde das EP als Repräsentationsorgan sämtlicher von der Politik Betroffe-

nen parlamentarische Legitimation vermitteln, mögliche „externe“ Effekte bei der Durchfüh-

rung der Wirtschaftspolitik durch die Mitgliedstaaten wären auf die durch die Wahl zum EP

ausgeübte demokratische Selbstbestimmung rückführbar, also ebenfalls demokratisch legiti-

miert.223 

Im Ergebnis würde damit – mindestens – dasselbe Legitimationsniveau erreicht werden wie

mit einer IPV im Rahmen der bestehenden Kompetenzordnung. Im Folgenden wird nun unter-

sucht,  wie  ein  solcher  Kompetenztransfer  vonstatten  gehen  könnte  (1.)  und  welche

Kompetenzen umfasst sein sollten (2.).

1. Möglichkeiten des Kompetenztransfers

Neue Kompetenzen können der EU nur gem. dem ordentlichen Vertragsänderungsverfahren

übertragen werden, Art. 48 II 2, VI UAbs. 3 EUV, es bedarf also der Zustimmung sämtlicher

Mitgliedstaaten. Kann diese nicht erzielt werden, wäre ein „Europa der zwei Geschwindigkei-

ten“ eine realistische Option.224 Die naheliegende Möglichkeit einer verstärkten Zusammenar-

beit  (Art.  20  EUV,  326ff.  AEUV)  setzt  aber  bestehende  Kompetenzen  der  EU  voraus,

ermöglicht also nur eine weitere Verschärfung der Koordinierung, keine Supranationalisie-

rung der Wirtschaftspolitik.225 Gleiches gilt für auf Art. 136 I AEUV gestützte Regelungen, die

zwischen Euro- und Nicht-Euro-Staaten differenzieren.226 

Eine vertiefte Integration speziell der Eurozone ist aber gerade wegen der hier durch die ge-

meinsame Währung besonders stark ausgeprägten externen Effekte der Wirtschaftspolitik an-

gezeigt.227 Zudem würde dies  an die  Vorschläge zur  Etablierung eines  – wie auch immer

gearteten – „Eurozonen-Parlaments“ anknüpfen. Realisiert werden könnte dieses Ziel durch

eine  Änderung  des  Protokolls228 betreffend  die  Euro-Gruppe,  welche  zwar  gem.  Art.  51,

48 EUV ebenfalls  nur  im Vertragsänderungsverfahren  erfolgen könnte,  aber  u.U.  politisch

eher durchsetzbar wäre als eine Änderung des AEUV selbst.229 

Ein separater völkerrechtlicher Vertrag käme zwar ohne Primärrechtsänderung aus, es bestün-

223 Ähnlich Wendel in: Franzius/Mayer/Neyer, Modelle des Parlamentarismus, 229, 255ff.; Pernice, WHI-Paper
03/2015, S. 134f.; für die insofern vergleichbare Flüchtlingskrise Wendel, JZ 2016, 332, 340.

224 EU-Kommission, White Paper, 03/2017, S. 20.
225 Fischer-Lescano/Kommer,  KJ 2011, 412, 420; ähnlich EuGH, Rs. C-370/12, ECLI:EU:C:2012:756, Rn. 

167f. – Pringle.
226 Piris, Future of Europe, S. 107f.; Fischer-Lescano/Kommer, KJ 2011, 412, 427ff.
227 In diese Richtung Pernice in: Calliess, Europäische Solidarität, 25, 47; von Ondarza in: Blanke/Pilz, Fiskal-

union, 149, 150; Fischer-Lescano/Kommer, KJ 2011, 412, 423. 
228 ABl. 2007 C 306/153.
229 von Ondarza in: Blanke/Pilz, Fiskalunion, 149, 164; vgl. zum als Protokoll angedachen VSKS Hofmann/Ko-

now, ZG 2012, 138, 150.
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de aber die Gefahr einer mangelhaften Parlamentsbeteiligung.230 Ein solcher Vertrag käme da-

her nur in Betracht, wenn er gerade die Stärkung der parlamentarischen Beteiligung zum In-

halt  hätte  (vgl.  D.I.2.c)).  Dem EP dürften auf diese Weise aber  wohl keine substantiellen

Befugnisse übertragen werden.231

2. Art der zu übertragenen Kompetenzen

Da das BVerfG seit Lissabon das Budgetrecht zu den identitätsbestimmenden Staatsaufgaben

rechnet,232 ist fraglich, ob eine Vergemeinschaftung der Haushaltspolitik vor den Augen Karls-

ruhes bestehen würde. In  Maastricht hielt das Gericht eine Ergänzung der Währungsunion

durch Übertragung auch finanzwirtschaftlicher Kompetenzen aber selbst für möglich.233 Da

auch in Lissabon lediglich eine Art „Kernbereich“ der Haushaltspolitik für integrationsfest er-

klärt wurde, wäre die Übertragung von Teilbereichen derselben wohl mit dem GG verein-

bar.234 Auch  unionsrechtlich  ist  nur  eine  eben  solche,  begrenzte,  Kompetenzübertrag

angezeigt, da gem. dem Subsidiaritätsgrundsatz als „Bauprinzip“235 der EU nur solche Aufga-

ben „hochgezont“236 werden sollten, die die Staaten alleine nicht erfüllen können.237 Dement-

sprechend  sollten  der  EU  nur  die  zur  Vermeidung  negativer  externer  Effekte  nationaler

Wirtschaftspolitik notwendigen Kompetenzen übertragen werden.238

Dies könnte durch eine auf EU-Ebene erfolgende, verbindliche Festlegung von Ober- und Un-

tergrenzen,  zwischen denen  sich  die  nationale  (Haushalts-)Politik  bewegen muss,  gesche-

hen.239 Hierdurch  würde  die  notwendige  Konvergenz  zwischen  den  Mitgliedstaaten

gewährleistet, während den nationalen Parlamenten innerhalb dieses Rahmens weiterhin eine

eigenverantwortliche Politikgestaltung möglich wäre, die verfassungsrechtlichen Anforderun-

gen also erfüllt sein dürften.240

In  eine  andere  Richtung  geht  der  Vorschlag,  die  bisherige  wirtschaftliche  Koordinierung

grundsätzlich beizubehalten,  die EU aber mit Durchgriffsrechten auf die mitgliedstaatliche

Politik auszustatten.241 Siedelt man die Ausübung dieses Eingriffsrechts beim EP an, wären

230 von Ondarza in: Blanke/Pilz, Fiskalunion, 149, 165f.; Thym, EuR 2013, Beih. 2, 23, 32.
231 EuGH, Rs. C-370/12, ECLI:EU:C:2012:756, Rn. 158ff.– Pringle, v.a. Rn. 161.
232 BVerfGE 123, 267, 361ff.
233 BVerfGE 89, 155, 206f.; bestätigt in BVerfGE 132, 195,244.
234 Pernice/Wendel/u.a., Krise demokratisch überwinden, S. 77.; Pernice, WHI-Paper 06/2015, S.21.
235 Pernice in: Calliess, Europäische Solidarität, 25, 40.
236 Ebd.
237 Ebd., S. 40ff.; vgl. auch Habermas, Zur Verfassung Europas, S. 50f.
238 Pernice, Financial Crisis, WHI-Paper 06/2015, S. 15.
239 Vgl. Pernice/Wendel/u.a., Krise demokratisch überwinden, S. 60ff.
240 Pernice/Wendel/u.a., Krise demokratisch überwinden, S. 77.; Pernice, WHI-Paper, 03/2015, S.139.
241 Calliess, DÖV 2013, 785, 788; weitergehend Glienicker Gruppe, ZRP 2013, 248, 251.
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durch die Entscheidung des EP für oder gegen einen Eingriff sowohl eine etwaige Beschrän-

kung der Haushaltsautonomie eines Mitgliedstaats, als auch jegliche negativen Effekte der

mitgliedstaatlichen Politik auf andere Staaten parlamentarisch legitimiert.

Schließlich könnte die EU mit einer (beschränkten) Fiskalkapazität ausgestattet werden, die es

ihr erlaubt, selbst Einnahmen zu generieren und mit diesen „Krisenstaaten“ zu unterstützen.242

Die Bewilligung einzelner Finanzhilfen durch das das europäische Gemeinwohl verfolgende

EP würde eine Repräsentation sämtlicher von der Entscheidung betroffenen Interessen sicher-

stellen – anders als dies bei der Beteiligung nur der nationalen Parlamente am ESM der Fall

ist.243

3. Zwischenfazit

Eine vertiefte Integration der WWU ist angezeigt – um eine nachhaltige Bewältigung der Kri-

se zu ermöglichen,244 v.a.  aber,  weil  dann ein Parlament zur Verfügung stünde,  das (Wirt-

schafts-)Politik tatsächlich gestalten und kontrollieren kann, anstatt nur faktischen Zwängen

zu folgen  und von den Exekutiven getroffene Entscheidungen „abzunicken“. Trotz einer et-

waigen  Berührung  des  Budgetrechts  und  damit  des  Quintetts  der  identitätsbestimmenden

Staatsaufgaben,245 wäre die entsprechende Kompetenzübertrag im Rahmen des GG – ohne

Rückgriff auf dessen Art. 146 – möglich.246

E. Ausblick

Wie realistisch ist die Fortentwicklung der WWU zu einem umfassend parlamentarisch legiti-

mierten Politikbereich der EU? 

Obwohl einige Reformen auch im Rahmen geltenden Primärrechts möglich sind, scheint län-

gerfristig ein grundlegender Umbau der Struktur der WWU unumgänglich.247 Alternativ käme

ein völkerrechtlicher Vertrag in Betracht (D.I.2.c)), der allerdings der Zustimmung zumindest

sämtlicher Euro-Staaten bedürfte. Ob diese tatsächlich einfacher zu erreichen ist als die Zu-

stimmung aller EU-Staaten zu einer Primärrechtsänderung scheint angesichts der enormen In-

teressengegensätzen  einiger  Euro-Staaten  –  genannt  seien  nur  Deutschland auf  der  einen,

242 Kommission, Blueprint, 11/2012, S. 15; ähnlich EP, Entschl. zur Fiskalkapazität, 02/2017; Poiares Maduro, 
RSCAS Policy Paper 2012/11, S. 11ff.

243 Schmahl, DÖV 2014, 507, 508f.; Hölscheidt, EuR 2013, Beih. 2, 61, 69f.
244 Habermas, Zur Verfassung Europas, S. 80; Ruffert, ZG 2013, 1, 18.
245 BVerfGE 123, 267, 359.
246 Vgl. auch Hofmann/Konow, ZG 2012, 138, 162.
247 Fabbrini, spotlight europe ‚2017/01, S.2.
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Griechenland auf der anderen Seite – eher zweifelhaft.

Der Brexit mag ein „window of opportunity“248 auch für tiefgreifende Reformen sein. Der

Streit,249 den es um die – ziemlich vage, rechtlich unverbindliche – Jubiläumserklärung von

Rom250 gab, stimmt aber eher pessimistisch. Allerdings wird mit der Erklärung von Rom erst-

malig von allen Mitgliedstaaten anerkannt, dass ein „Europa der verschiedenen Geschwindig-

keiten“ ein gangbarer Weg wäre.251 Eine Entwicklung der EU in diese Richtung scheint also

zumindest nicht ausgeschlossen, und angesichts der bereits bestehenden Differenzierung der

WWU in Euro- und Nicht-Euro-Staaten wäre sie geradezu prädestiniert, hier eine Vorreiter-

rolle einzunehmen. 

Angesichts der  zahlreichen gegenwärtigen Herausforderungen – Brexit,  WWU, Migration,

der neue Nationalismus – spekulieren zudem auch Rechtswissenschaftler auf einen „konstitu-

tionellen Moment“, der einen Entwicklungssprung der EU auch außerhalb des Korsetts der

geltenden Verträge ermöglichen würde.252 Angesichts der auf ständige Fortentwicklung an-

gelegten EU,253 und des z.T. auch praeter oder contra legem stattfindenden Wandels,254 ist ein

solches Szenario weniger weit hergeholt als es zunächst scheint.

Letztendlich entscheiden allein die Mitgliedstaaten – und mit ihnen die nationalen Parlamente

– über jede Art grundlegender Reform. Für ihr gelingen ist es daher unerlässlich, dass diese

Parlamente – in Deutschland auch das BVerfG – sich bewusst werden, dass die Europäisie-

rung nationaler Politik – sei es durch Kompetenztransfers, sei es durch interparlamentarische

Kooperation – nicht so sehr eine Entmachtung der nationalen Parlamente bedeutet, sondern

der einzige Weg ist,  die parlamentarische Legitimation der WWU zu sichern und wieder-

herzustellen.255

248 Fabbrini, spotlight europe, 2017/01, S.2
249 Vgl. Gutschker, Ein Kern für Europa, faz.net, 25.3.17.
250 Erklärung von Rom, 03/2017.
251 Gutschker, Ein Kern für Europa, faz.net, 25/3/17.
252 Fabbrini/auf dem Brinke/Gnath, flashlight europe 03/2017, S.5.
253 Terhechte, EuR 2017, 3.
254 Rodi, JZ 2015, 737, 744.
255 Ähnlich Rodi, JZ 2015, 737, 744.
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